Der Lahn-Dill-Kreis, Karl-Kellner-Ring 51, 35576 Wetzlar, vertreten durch den

Kreisausschuss,

und

die Stadt Wetzlar, Ernst-Leitz-Straße 30, 35578 Wetzlar, vertreten durch den

Magistrat,

schließen gemäß § 85 Abs. 3 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005, zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.12.2009 (GVBl. I S. 635), zum Zwecke der Ausführung der Aufgaben des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks der Zulassungsbehörde gemäß Anordnung des Regierungspräsidiums Gießen vom          folgende 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

über die Vereinigung der Zulassungsbehörden 
des

Lahn-Dill-Kreises und der Stadt Wetzlar

§ 1

Gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk für die Zulassungsbehörde

Der Landrat des Lahn-Dill-Kreises als Kreisordnungsbehörde und der Oberbürgermeister der Stadt Wetzlar als örtliche Ordnungsbehörde gemäß § …  der Verordnung zur Bestimmung straßenverkehrsrechtlicher Zuständigkeiten vom …….. sind sich einig, dass die Aufgaben der Zulassungsbehörde in der Stadt Wetzlar und dem Lahn-Dill-Kreis unter Bildung eines gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks gemäß § 85 Abs. 3 HSOG vom Lahn-Dill-Kreis wahrgenommen werden.

§ 2

Dienststelle

(1) Die Dienststelle führt die Bezeichnung „Landrat des Lahn-Dill-Kreises – gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk Zulassungsbehörde der Stadt Wetzlar und des Lahn-Dill-Kreises –„


(2) Die Unterbringung der Dienststelle obliegt dem Lahn-Dill-Kreis.


(3) Der gemeinsame Ordnungsbehördenbezirk führ das Dienstsiegel des Lahn-Dill-Kreises.

§ 3

Aktenverwaltung, Archivierung

Die Verwaltung der Zulassungsakten obliegt dem Lahn-Dill-Kreis. Die Auswahl des Archivierungssystems und die ordnungsgemäße Archivierung der anfallenden Akten erfolgt durch den Lahn-Dill-Kreis.

§ 4

Personal

(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks erfolgt durch Personal des Lahn-Dill-Kreises.


(2) Der Kreis bleibt Arbeitgeber des eingesetzten Personals.

§ 5

Kosten der Zusammenlegung

Die Kosten, die dem Lahn-Dill-Kreis durch die Einrichtung des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks entstehen, sind durch die Stadt Wetzlar zu tragen. Dies gilt auch für Kosten, die zu einem späteren Zeitpunkt allein dadurch entstehen, dass ein gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk eingerichtet ist.

Die übrigen Kosten für die gemeinsame Zulassungsbehörde werden vom Kreis getragen, sämtliche Gebühreneinnahmen, mit Ausnahme der Regelung in § 8, die aus der Arbeit der Zulassungsbehörde resultieren, gehen an den Kreis.

§ 6

Der Landrat des Lahn-Dill-Kreises – gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk Zulassungsbehörde der Stadt Wetzlar und des Lahn-Dill-Kreises -, vertreten durch den Lahn-Dill-Kreis, beauftragt die Stadt Wetzlar mit der Erledigung folgender Aufgaben:

1. Adressänderung (Umzug des Halters innerhalb des Kreises)

2. Namensänderung, soweit bereits eine Zulassungsbescheinigung Teil I und Teil II vorhanden sind


Die Stadt Wetzlar ist nicht befugt, Auskünfte aus dem Fahrzeugregister an Dritte zu geben.

§ 7

Die Stadt Wetzlar nimmt die übertragene Aufgabe nicht als eigene wahr, sondern nach Weisung des Landrates des Lahn-Dill-Kreises für den Landrat des Lahn-Dill-Kreises – gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk Zulassungsbehörde der Stadt Wetzlar und des Lahn-Dill-Kreises -. Nach außen handelt die Stadt Wetzlar unter Hinweis auf dieses Auftragsverhältnis.

§ 8

(1) Der Lahn-Dill-Kreis erstattet der Stadt für jeden bearbeiteten Antrag aus § 6 eine Pauschale in Höhe von 50 % der Verwaltungsgebühr (ohne den KBA-Anteil).


(2) Formulare und Zulassungsbescheinigungen Teil I werden der Stadt vom Lahn-Dill-Kreis zur Verfügung gestellt. Gleiches gilt für die zu verwendenden Siegel und Stempel.


(3) Die Stadt setzt die Gebühren nach Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr im Auftrag des Landrates des Lahn-Dill-Kreises – gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk Zulassungsbehörde der Stadt Wetzlar und des Lahn-Dill-Kreises – fest, zieht diese ein und führt die eingezogenen Gebühren an die Kreiskasse ab.
Der Ausgleich der für die Stadt verbleibenden Erstattung nach Absatz 1 erfolgt im Wege der Verrechnung.

§ 9

Die Stadt erledigt die übertragenen Aufgaben mittels des durch den Landkreis vorgegebenen IT-Standards.

§ 10

Die Sachbearbeiter/-innen sind gemäß dem Hessischen Datenschutzgesetz vom 11. November 1986, GVBl. I S. 309, in der Fassung vom 7. Januar 1999, GVBl. I S. 98, über den Umgang mit personenbezogenen Daten zu belehren.

§ 11

Laufzeit und Kündigung

Diese Vereinbarung bezüglich der §§ 1 bis 5 wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine Kündigung kann nur schriftlich zum Ende eines Kalenderjahres mit einer Frist von zwei Jahren erfolgen, frühestens jedoch zum 1. Januar 2027.

Diese Vereinbarung bezüglich der §§ 6 bis 10 kann von beiden Seiten mit einer Frist von 15 Monaten zum Ende eines jeden Kalenderjahres gekündigt werden. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen.

§ 12

Änderungen, Salvatorische Klausel

(1) Nebenabreden sind nicht getroffen worden. Änderungen der Vereinbarung sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart wurden.


(2) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise rechtsunwirksam sein, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.

An die Stelle der unwirksamen Bestimmungen tritt rückwirkend eine inhaltlich möglichst gleiche Regelung, die dem Zweck der gewollten Regelung inhaltlich am nächsten kommt.

§ 13

Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt am ……….. in Kraft.

